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1. Ausgangslage  

Freie und vielfältige Medien sind essenziell für die Demokratie. Daran ändert auch die Digitalisierung 
nichts. Nur durch vielfältige Medien können Bürgerinnen und Bürger frei ihre Meinung bilden und am 
gesellschaftlichen Diskurs teilhaben. Die Landesanstalt für Medien NRW ist als eine von 14 staatsfernen 
Medienanstalten dafür zuständig, dass die Meinungsbildung auch in Zukunft und bei sich wandelnder 
Mediennutzung und Medienmacht frei, unabhängig und vielfältig stattfinden kann. 

Online-Plattformen wie Facebook, Instagram, X (früher Twitter) und TikTok sowie Online-Suchmaschinen 
wie Google oder Bing sind längst nicht mehr aus der öffentlichen Kommunikation und dem 
gesellschaftlichen Meinungsbildungsprozess wegzudenken. Laut dem Reuters Digital News Report 2024 
bezeichnen 42 % das Internet als ihre Hauptnachrichtenquelle. Besonders stark ist die Verschiebung von 
traditionellen Medien hin zu sozialen Netzwerken bei der jungen Generation: 35 % der 18 bis 24-Jährigen 
beziehen ihre Informationen hauptsächlich aus sozialen Netzwerken.1 

Durch ihre Funktionsweise, d. h. die Aggregierung, Selektion und Präsentation von medialen Inhalten 
haben diese Plattformen sehr großen Einfluss auf den Meinungsbildungsprozess. Durch monopolistische 
Tendenzen dieser Plattformen ist die Medienvielfalt und damit die demokratische Meinungsbildung 
potenziell bedroht.  

Diesen Entwicklungen gilt es regulatorisch zu begegnen: mit konsequenter Rechtsdurchsetzung sowie 
neuen Ansätzen.  

Eher ein Vollzugs- als ein Regulierungsdefizit 

Um den möglichen Gefahren für die Medienvielfalt zu begegnen, braucht es dynamische, 
technologieoffene Regulierungsansätze, die es möglich machen, flexibel auf den sich stetig wandelnden 
Markt zu reagieren. Hierbei müssen vor allem klare Regelungen zu den Verantwortlichkeiten von 
Plattformen geschaffen werden, die dann wiederum durch Aufsichtsbehörden exekutiert werden können. 

 
1 Reuters Digital News Report 2024. Abrufbar hier: https://reutersinstitute.politics.ox.ac.uk/sites/default/files/2024-
06/RISJ_DNR_2024_Digital_v10%20lr.pdf  
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Die europäischen Digitalgesetze der letzten Jahre, wie bspw. der Digital Services Act (DSA) und der Digital 
Markets Act (DMA), bilden gemeinsam mit der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste (AVMD-RL) 
bereits jetzt einen umfassenden Rechtsrahmen für digitale Dienste wie Online-Plattformen. Für ein 
sicheres Online-Umfeld mit vielfältigen Medien muss dieser Rechtsrahmen jedoch konsequent 
durchgesetzt werden. Mit dem am 1. Dezember 2025 (voraussichtlich) in Kraft tretenden 
6. Medienänderungsstaatsvertrag haben die Länder mit den Regelungen zu Mirror-Domains und dem 
Follow-the-Money-Ansatz einen wesentlichen Schritt in Richtung effektive Rechtsdurchsetzung 
unternommen. Allerdings ist neben den nationalen Regulierungsbehörden auch die Europäische 
Kommission gefragt, die mit dem DSA entscheidende Durchsetzungskompetenzen gegenüber sehr 
großen Online-Plattformen und Online-Suchmaschinen erlangt hat. Obwohl z. B. das erste Verfahren 
gegen X bereits im Dezember 2023 eingeleitet wurde, ist ein Abschluss dieses Verfahrens nach wie vor 
nicht in Sicht. Die Bundesländer sollten sich gemeinsam mit dem Bund nachdrücklich für ein 
entschiedenes Aufsichtshandeln der Europäischen Kommission einsetzen. 

Eckpunktepapier der Länder für den DMStV  

Neben der Rechtsdurchsetzung gilt es jedoch auch die aktuelle Gesetzeslage zu analysieren und Lücken 
zu identifizieren. Mit Blick auf die Entwicklung des Medienmarkts bedürfen bestimmte Bereiche des 
Medienstaatsvertrags (MStV) der Überarbeitung (bspw. die Prominenzregelungen) oder sogar gänzlich 
neuer Regelungen (bspw. Coordinated Inauthentic Behaviour). Das Eckpunktepapier der Länder für 
den Digitale Medien-Staatsvertrag (Teil 2) zeigt, dass sich die Länder dieser Aufgabe mit viel 
Nachdruck angenommen haben und ist daher ausdrücklich zu begrüßen.  
 

2. Maßnahmen zum Schutz der Medienvielfalt und Meinungsbildung im Digitalen 

Um die Medienvielfalt auch im Digitalen zu schützen, sind Maßnahmen in drei Bereichen sinnvoll: a) 
Regulierung von Big-Tech, b) Maßnahmen der Vielfaltssicherung und c) Maßnahmen der 
Medienkompetenz. 

a) Regulierung von Online-Plattformen und Online-Suchmaschinen 

Wie bereits ausgeführt ist der Regulierungsrahmen für Online-Plattformen in den vergangenen Jahren 
ausgebaut worden. Plattformen müssen ihre Verantwortung für die Meinungsbildung wahrnehmen. 
Besonderes Augenmerk sollte hier auf die Regulierung manipulativer Verbreitungstechniken sowie die 
Integration von generativer Künstlicher Intelligenz (KI) in Suchmaschinen gelegt werden.  

Zur Minderung der Risiken durch Desinformation ist insbesondere ein Verbot manipulativer 
Verbreitungstechniken zu regeln. Trotz der potenziellen Bedrohung für den gesellschaftlichen 
Meinungsbildungsprozess bestehen für diese unterschiedlichen manipulativen Verbreitungstechniken mit 
der Absicht der Täuschung bisher kaum Regelungen. Weder der DSA noch der Artificial-Intelligence-Act 
(AI-Act) adressieren den massenhaften und koordinierten Einsatz von Bots zur Erzeugung künstlicher 
Relevanz und Reichweite. Dabei sind es neben einzelnen Falschnachrichten insbesondere solche 
Verbreitungstechniken, die den öffentlichen Meinungsbildungsprozess gefährden.  
 
Auch die Integration von generativer KI in Suchmaschinen hat weitreichende Folgen für die öffentliche 
Meinungsbildung. Da die KI-Antworten aufgrund ihrer Funktionsweise auch falsche oder erfundene 
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Informationen enthalten können (Stichwort: Halluzinieren von KI), birgt die Verwendung von KI in 
Suchmaschinen das Risiko der Verbreitung von Fehl- und Desinformation. Viele Nutzende verwenden 
Suchmaschinen als primäre Informationsquelle und hinterfragen nur selten die schnelle, einfache und 
zumeist sehr plausible Darstellung in der KI-Antwort. Dadurch besteht die Gefahr, dass die über KI-
Antworten ausgespielten Fehlinformationen von den Nutzenden ungeprüft übernommen und 
weiterverbreitet werden. Dies kann den öffentlichen Meinungsbildungsprozess verfälschen und dadurch 
langfristig unsere Demokratie gefährden. Darüber hinaus verschwimmen durch das Generieren von neuen 
Inhalten durch Suchmaschinen die Grenzen von Medienangeboten zunehmend und die Reichweite von 
Medien sinkt, da Nutzende die Quellen hinter den künstlich erzeugten Inhalten nicht mehr aufsuchen. 
Studien zeigen, dass Nutzerinnen und Nutzer Suchanfragen beenden, wenn sie einen durch KI 
zusammengefasstes Suchergebnis erhalten, was zu einem Traffic-Verlust bei Medienanbietern und 
Publishern führt.2 Refinanzierbarkeit und die davon abhängige Medienvielfalt sind potenziell gefährdet.  

Um der Monopolisierung von Meinungsmacht entgegenzuwirken, sollten demnach auch KI-
Anwendungen in Suchmaschinen strenger dem medienregulatorischen Vielfaltsregime unterstellt 
werden.  

b) Vielfaltsmaßnahmen  

Darüber hinaus sind in den folgenden Bereichen Maßnahmen nötig, um Vielfalt auch im Digitalen zu 
sichern.  

Basis eines vielfältigen Medienangebots ist ein starker Medienstandort. Die Landesanstalt für Medien 
NRW setzt sich deshalb für einen starken und zukunftsorientierten Medienstandort NRW ein. Durch 
unterschiedlichste Maßnahmen fördert die Landesanstalt für Medien NRW bereits jetzt die Aus- und 
Weiterbildung von Fachkräften am Standort, vernetzt innerhalb der Branche, liefert Medienunternehmen 
strategische Begleitung und fördert innovative Projekte. Hervorzuheben ist hierbei die am 6. November 
2025 erneut stattfindende „Medienkarriere NRW“, die junge Menschen mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Branche zusammenbringen soll.3 Medienunternehmen können so den digitalen Wandel aktiv gestalten 
und sich zukunftssicher aufstellen. Auch zukünftig muss sichergestellt werden, dass NRW als 
Medienstandort für Medienunternehmen attraktiv bleibt und innovative Projekte ermöglicht. 

Zum anderen ist die Auffindbarkeitsregulierung ein Schlüssel für mehr Vielfalt. Angesichts der Fülle an 
Informationen und verfügbaren Inhalten im Digitalen ist Auffindbarkeit die neue Währung – denn ohne 
Auffindbarkeit auch keine Refinanzierbarkeit. Für Benutzeroberflächen wie bspw. Smart TVs gilt bereits 
heute, dass sie die Auffindbarkeit von bestimmten, werthaltigen Angeboten verpflichtend sicherzustellen 
haben (sog. Public-Value-Angebote). Neben Anpassungsbedarfen an den bereits bestehenden 
Regelungen, erscheint, um den neuen Mediennutzungsgewohnheiten, aber auch den 
Ausspiellogiken von Plattformen Rechnung zu tragen, eine Weiterentwicklung der 
Auffindbarkeitsregulierung sinnvoll. So könnten Plattformen dazu verpflichtet werden, in ihrer Selektion 
und Präsentation von Inhalten – algorithmisch oder auch nicht – sicherzustellen, dass bestimmte Public-
Value-Inhalte vorrangig angezeigt und ausgespielt werden. Neben dem leichteren Zugang für Nutzerinnen 

 
2 Studie: Auswirkungen von AI Overviews auf SERPs und Traffic in Deutschland (zuletzt abgerufen am 20.10.2025); 
Exklusivstudie: 17,8% weniger Klicks mit Googles neuer "KI Übersicht" für deutsche Seitenbetreiber - wordsmattr 
(zuletzt abgerufen am 20.10.2025); Google’s AI Overviews: 4 Key Performance Insights (zuletzt abgerufen am 
20.10.2025); AI Overviews Reduce Clicks by 34.5% (zuletzt abgerufen am 20.10.2025).  
3 Medienkarriere NRW - Landesanstalt für Medien NRW (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
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und Nutzer zu Inhalten mit Relevanz für die Meinungsbildung würde sich dies auch positiv auf die 
Refinanzierbarkeit von journalistischen Inhalten auswirken. 

 

c) Medienkompetenzförderung 

Neben Repression und Positivregulierung spielt auch die Prävention eine entscheidende Rolle.  

Die Medienkompetenzangebote der Landesanstalt für Medien NRW sollen Bürgerinnen und Bürgern 
Orientierung und konkrete Unterstützung bieten. Mit dem Angebot „ZEBRA“4 gibt es einen 
Ansprechpartner für alle Fragen rund um das Thema Medien und den digitalen Alltag. So können 
Bürgerinnen und Bürger individuelle Antworten oder Hinweise auf spezialisierte Ansprechpartner für ihre 
Fragestellungen erhalten. Darüber hinaus bietet ZEBRA auch die Möglichkeit, Cybergrooming vertraulich 
zu melden. Wie die RTL-Sendung5 „Angriff auf unsere Kinder – Der Feind im Chat“ am 11. September 
2025 gezeigt hat, stellt Cybergrooming eine ernsthafte und weit verbreitete Bedrohung für junge Menschen 
im digitalen Raum dar. Cybergrooming ist kein Randphänomen mehr.6 Umso wichtiger ist es, dass 
insbesondere Eltern für diese Gefahren sensibilisiert werden und ihnen Wege gezeigt werden, wie sie ihre 
Kinder schützen können. 

Bei Gefahren wie Desinformation sollte in der Medienkompetenzvermittlung neben Strategien zum 
Erkennen von Desinformation auch die zentrale Frage „Cui bono?“ – „Wem nützt das?“ ins Zentrum 
gerückt werden. So kann im Idealfall die Verbreitung von Verschwörungsmythen und tendenziösen 
Falschinformationen eingedämmt werden. Die Landesanstalt für Medien NRW hat dieses Problem mit 
ihrer öffentlichkeitswirksamen Kampagne „Quelle: Vertrau mir.“7 adressiert und wird auch weiterhin 
verstärkt daran arbeiten, Bürgerinnen und Bürger zu befähigen, Informationen zu hinterfragen und zu 
überprüfen.  

Aber auch in anderen Bereichen bedarf es weiterer Aufklärungsarbeit. Wie die aktuelle Studie „Digitale 
Grauzonen: Radikalisierungspotentiale von islamistischen Videos und Kommentarspalten“8 im Auftrag der 
Landesanstalt für Medien NRW gezeigt hat, adressieren islamistische Content Creator gezielt junge 
Menschen, die gesellschaftliche Ausgrenzung erfahren. Um junge Menschen vor solchen 
Radikalisierungsversuchen zu schützen, müssen Eltern, Lehrkräfte und vor allem die jungen Menschen 
selbst stärker über diese Gefahren aufgeklärt werden. Die Landesanstalt für Medien NRW hat deshalb 
das Thema „Radikalisierung im Internet“ als Schwerpunktthema in die Ausbildung der Medienscouts 
aufgenommen.  

Alle Menschen in NRW sollen das mediale Angebot, ob im Internet oder in traditionellen Medien, fair, 
sicher und selbstbestimmt nutzen können. Risiken der Digitalisierung können und sollten durch 
gezielte Medienkompetenzprojekte angesprochen und so minimiert werden. 

 

 
4 Hallo, wir sind ZEBRA! (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
5 Cybergrooming auf Snapchat – RTL und ZEBRA klären auf - ZEBRA (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
6 LFM_Cybergrooming_Studie_2025_11.indd (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
7 Quelle: Vertrau mir - Landesanstalt für Medien NRW (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
8 Studie zur Radikalisierung in sozialen Medien - Landesanstalt für Medien NRW (zuletzt abgerufen am 20.10.2025). 
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3. Fazit 

Die oben dargestellten Maßnahmen lassen sich nur im Zusammenspiel zwischen allen relevanten 
Akteuren sinnvoll und effektiv umsetzen. Insbesondere die Schließung regulatorischer Lücken sowie die 
Steigerung des Rechtsvollzuges verlangt eine koordinierte, gemeinsame Anstrengung aller beteiligten 
Institutionen der Länder, des Bundes und der EU. 
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